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DIE ZUKUNFT DER HANDELSPRÄFERENZEN
FÜR ENTWICKLUNGSLÄNDER BEI AGRARPRODUKTEN

IM RAHMEN DER WTO-VERHANDLUNGEN

von

S. TANGERMANN*

1 Einführung

Handelspräferenzenfür Entwicklungsländersind seit langer Zeit ein fester Bestandteil der
Handelspolitik von Industrieländern. Mit ihnen werden nicht nur wirtschaftliche und ent
wicklungspolitische Ziele verfolgt, sondern oft auch außenpolitische Ambitionen. Umso
erstaunlicher ist es, dass die rechtliche Stellung der Präferenzzölle im GATT über viele
Jahre ungeklärt blieb und auch heute noch nicht in jeder Hinsicht bereinigt ist. Ebenso
bemerkenswert ist, dass die wirtschaftlichen Implikationen von Handelspräferenzen für
Entwicklungsländer in der akademischen Literatur nur begrenzte Aufmerksamkeit gefun
den haben.

Welche Bedeutung Handelspräferenzen in den kommenden WTO-Verhandlungen haben
sollen, ist bisher weitgehend ungeklärt. In vielen Fällen verlieren die Präferenzen zuneh
mend an Wert, weil auch die „normalen" Zölle immer weiter reduziert werden. Bei Ag
rarprodukten ist das allerdings anders, denn die Zölle sind in diesem Bereich vielfach
noch sehr hoch. Es kommt hinzu, dass es gerade bei Agrarprodukten einige sehr spezifi
sche Handelspräferenzen gibt, die für die betroffenen Entwicklungsländer herausragende
wirtschaftliche Bedeutung haben (z. B. EU-Zuckerpräferenzen für AKP-Länder). Gerade
im Agrarhandel ist es deshalb wichtig, über die Zukunft der Handelspräferenzen für Ent
wicklungsländer, über ihre Nutzen und Kosten und über ihre Behandlung in der WTO zu
diskutieren. Dieser Vortrag will dazu beitragen.1

2 Die Stellung von Handelspräferenzen in der WTO

Eine der grundlegenden Säulen des GATT war immer das Prinzip der Nicht
Diskriminierung: Jedes Mitgliedsland des GATT soll seine Handelspolitik so ausgestal
ten, dass allen GATT-Mitgliedem, mit denen es Handel treibt, die gleichen Bedingungen
geboten werden. Daraus folgt das Gebot der Meistbegünstigung, wie es in Artikel I des
GATT festgelegt ist: Wenn ein Land erleichterten Marktzutritt erhält, dann muss allen
anderen GATT-Mitgliedem die gleiche Vergünstigung gewährt werden. Besonders nied
rige, also präferentielle Zölle für Importe aus Entwicklungsländern stehen im Wider
spruch zu diesem Prinzip.2

Institut für Agrarökonomie der Universität Göttingen, Platz der Göttinger Sieben 5, 37073 Göttingen,
e-mail: stanger@gwdg.de.
Eine ausführlichere Behandlung der Thematik findet sich bei Tangermann (2001).
Dies wird schon Studierenden deutlich, die zum ersten Mal die im Jargon der Handelspolitik übliche
begriffliche Unterscheidung zwischen most-favoured nation (MFN-) Zöllen und Präferenzzöllen ken
nenlernen. Entgegen der Alltagserwartung müssen sie lernen, daß die MFN-Zölle (die auf Importe von
allen nicht durch Präferenzen begünstigten Ländern angewendet werden) höher sind als die Präferenz
zölle.
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Das GATT hat sich deshalb nicht ganz leicht getan, als in den sechziger Jahren im Rah
men der UNCTAD darüber diskutiert wurde, dass es wünschenswert sei, die selbsttragen
de wirtschaftliche Entwicklung in den armen Ländern der Welt zu stärken, indem ihnen
ein erleichterter Zugang zu den Märkten der Industrieländer ermöglicht wird. Dennoch
wurde im Rahmen von UNCTAD II (Neu-Delhi, 1968)beschlossen, ein Allgemeines Prä
ferenzsystem (Generalized System of Preferences, GSP) zu etablieren, und 1970 wurde
dieser Beschluss in einer entsprechenden UNCTAD-Vereinbamng umgesetzt.3 Als der
Text des GATT im Jahr 1964 durch Teil IV (über Handel und Entwicklung) ergänzt wur
de, schlugen mehrere Entwicklungsländer vor, Artikel I des GATT so zu ändern, dass
Präferenzen für Entwicklungsländer zulässig würden. Allerdings konnte zu jener Zeit
keine Einigung über diesen Vorschlag erreicht werden, und der entwicklungspolitisch
orientierte Teil IV des GATT enthält deshalb (zur Überraschung manches GATT-
Novizen) keine Regelungen zu Handelspräferenzen für Entwicklungsländer.

Als die Industrieländer, allen voran die EU, im Gefolge der UNCTAD-Vereinbarung be
gannen, den Entwicklungsländern im Rahmen von GSP Zollvergünstigungen zu gewäh
ren, mußte im GATT eine Notlösung gefunden werden. Das geschah durch die Genehmi
gung von Ausnahmeregelungen (waivers) für jedes einzelne Industrieland, das ein GSP
einführte. Erst in der Tokio-Runde des GATT (1973 bis 1979) wurde auf Drängen der
Entwicklungsländer eine Verhandlungsgruppe eingesetzt, die eine dauerhaftere GATT-
Regelung für Handelspräferenzen finden sollte. Das Ergebnis war allerdings nicht eine
Revision des GATT-Textes, sondern eine Zusatzvereinbarung, die den GATT-
Mitgliedsländern generell erlaubt, Entwicklungsländern Handelspräferenzen zu gewähren.
Diese als „Enabling Clause" bezeichnete Vereinbarung (GATT 1980) ist seitdem die
rechtliche Grundlage der Präferenzen für Entwicklungsländer im GATT.

Die Enabling Clause nimmt u. a. spezifischen Bezug auf das GSP als eine Möglichkeit
der Gewährung vergünstigter Handelsbedingungen für Entwicklungsländer. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass die Industrieländer rechtlich verpflichtet wären, GSP-Präferenzen
zu gewähren, und es bedeutet erst recht nicht, dass sie solche Präferenzen in einer be
stimmten Form auszugestalten hätten. Entsprechend haben die GSP-Regelungen der ein
zelnen Industrieländer auch durchaus verschiedenen Charakter. So ist beispielsweise das
Ausmaß, in dem Agrarprodukte abgedeckt sind, von Industrieland zu Industrieland unter
schiedlich. Im Jahr 1992 waren z. B. im GSP der EU 530 Agrarprodukte erfasst, in dem
jenigen der USA 467 und im GSP von Japan 289 (Yamazaki 1996, S. 412). Die Präfe
renzmarge (Zollreduktion multipliziert mit der Importmenge) für die Gesamtheit der er-
fassten Agrarprodukte und sämtliche Importe aus allen begünstigten Entwicklungsländern
machte in der EU einen Anteil von 14 % am Wert der entsprechenden Agrarimporte aus,
während dieser Anteil in den USA bei 6 % und in Japan bei 16 % lag (ebenda, S. 414).

Neben ihrem GSP für die Gesamtheit aller Entwicklungsländer4 haben einige Industrie
länder besondere Handelsvergünstigungen für spezifische Gruppen von Entwicklungslän
dern eingeführt. Besonders bedeutsam und bekannt sind die Regelungen des Abkommens
von Lome (inzwischen Cotonou) zwischen der EU und einer Vielzahl von Entwicklungs-

Zum Ursprung des GSP siehe Borrmann et al. (1985, S. 23-27), Long (1985, S. 99 ff.), und Senti
(1986, S. 112 ff.). Die beiden letzteren stellen auch die Geschichte der GATT-Regelungen für ent
wicklungspolitische Handelspräferenzen in kurzer Form dar.
Auch im Hinblick auf die Definition der begünstigten Entwicklungsländer unterscheiden sich die GSP-
Regelungen der einzelnen Industrieländer voneinander (z. B. durch unterschiedliche Kriterien für die
"Graduierung", also das Herauswachsen eines früher begünstigten Landes aus dem Status des Ent
wicklungslands). Die Folge davon ist u. a., dass die Zahl der begünstigten Entwicklungsländer sich
von GSP zu GSP unterscheidet, es also nicht wirklich eine überall gleich definierte "Gesamtheit" aller
begünstigten Entwicklungsländer gibt.
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ländem aus dem afrikanischen, karibischen und pazifischen (AKP) Raum sowie die Ca-
ribbean Basin Initiative (CBI) der USA, die jüngst (unter der Bezeichnung African
Growth andOpportunity Act) auf Länder in Afrika südlich der Sahara ausgedehnt wurde.
Hintergrund für die Gewährung besonders günstiger Handelsbedingungen für solche
(bisweilen produktspezifisch noch weiter eingegrenzte) Teilgruppen von Entwicklungs
ländern sind in der Regel spezifische politische, oft aus kolonialer Zeit stammende Be
ziehungen zu diesen Ländern. Im Rahmen dieser Präferenzen für Teilgruppen von Ent
wicklungsländern werden - gerade auch bei Agrarprodukten - bisweilen deutlich weiter
gehende Vergünstigungen gewährt, die z. T. auch „sensitive" Produkte erfassen. Heraus
ragende Beispiele sinddie Zuckerpräferenzen der EU für (einige) AKP-Staaten5 und Prä
ferenzen der USA für Zuckerimporte aus dem karibischen Raum. In diese Kategorie ge
hören auch die Präferenzen der EU für Importe von Rindfleisch und Bananen aus einigen
AKP-Ländem.

Solche besonderen Präferenzen für Teilgruppen von Entwicklungsländern sind nicht
durch die Enabling Clause oder andere GATT-Regelungen abgedeckt. Lange Zeit hat al
lerdings niemand gegen sie protestiert. Erst im Zusammenhang mit der ersten Runde des
GATT-Streitverfahrens über Bananen gegen die EU im Jahre 1993 wurde explizit festge
stellt, dass die EU-Präferenzen unter dem Lome-Abkommen (und damit auch alle ähnli
chen Regelungen anderer Industrieländer) die Vorschriften des GATT verletzen.6 Die EU
musste deshalb für die Lome-Präferenzen (ebenso wie die USA für die CBI) einen waiver
beantragen, der ihr - zeitlich befristet - gewährt wurde.

In den Verhandlungen zwischen EU und AKP-Staaten über eine Nachfolgeregelung für
Lome IV (das Ende Februar 2000 ausgelaufen ist, ebenso wie der diesbezügliche GATT
waiver) musste deshalb nach einer neuen Lösung gesucht werden, die mit den Regelungen
des GATT vereinbar ist. Dabei wurden zwei verschiedene Ansätze für zwei unterschiedli

che Gruppen von AKP-Ländem ins Auge gefasst.

Die am wenigsten entwickelten AKP-Länder sollten weiterhin unilateral von der EU ge
währte (also nicht reziproke) besondere (d. h. über GSP hinausgehende) Handelspräferen
zen erhalten. Eine solche Regelung steht in Übereinstimmung mit der Enabling Clause,
welche die Möglichkeit eröffnet, für die am wenigsten entwickelten Länder besondere
Vergünstigungen zu gewähren. Allerdings müssen diese Präferenzen allen Ländern ge
währt werden, die zur (von den Vereinten Nationen definierten) Kategorie der am we
nigsten entwickelten Länder gehören. Die EU musste in diese Präferenzen deshalb neben
den 39 am wenigsten entwickelten AKP-Staaten auch neun andere früher unter Lome
nicht erfasste Länder einbeziehen. Das ist inzwischen im Rahmen der im Februar 2001

von der EU beschlossenen Regelung erfolgt, die als „Everything but Arms" (EBA) be
zeichnet wird. In dieser Regelung, mit der die EU ein international beachtetes Zeichen
gesetzt hat, gewährt die EU allen 49 am wenigsten entwickelten Ländern der Welt voll
kommen, zollfreien Zutritt zu ihren Märkten bei sämtlichen Produkten, „sensitive" Agrar
produkte eingeschlossen. Nur Waffenlieferungen bleiben ausgeschlossen. Es kann kaum
überraschen, dass innerhalb der EU von den betroffenen Interessengruppen, z. B. bei Zu
cker, starker Widerstand gegen den Vorschlag einer solchen Regelung geleistet wurde.
Immerhin ist nicht auszuschließen, dass im Rahmen von EBA trotz restriktiver Ur
sprungslands-Regelungen erhebliche Mengen zollfrei auf einige EU-Märkte mit hoher

Auch Indien hat bei Zucker eine entsprechende Präferenz in der EU.
Diese Feststellung des Streitschlichtungsausschusses galt lediglich für die Bananen-Präferenzen der
EU. Sie war aber allgemein begründet und entzog damit allen Präferenzen (der EU sowie anderer In
dustrieländer) für Teilgruppen von Entwicklungsländern die GATT-rechtliche Basis.
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Preisstützung geliefert werden und die entsprechenden Marktordnungen unterminieren.7
Auch von dieser Seite entsteht also Reformdruck für die Zuckerpolitik der EU. Bemer
kenswert ist, dass die EBA-Initiative trotzdem in der EU beschlossen wurde, wenngleich
mit einigen Sicherungsklauseln.

Für die nicht zur Kategorie der am wenigsten entwickelten Länder gehörigen AKP-
Staaten ist dagegen ins Auge gefasst, das GATT-rechtliche Problem dadurch zu lösen,
dass reziproke (also auch von diesen AKP-Staaten gegenüber Importen aus der EU zu
gewährende) Präferenzen im Rahmen der GATT-Regeln für regionale Freihandelsab
kommen vereinbart werden. Die entsprechenden Verhandlungen zwischen der EU und
den AKP-Staaten konnten allerdings nicht rechtzeitig vor dem Auslaufen von Lome IV
zum Abschluss gebracht werden. Für eine (bis spätestens 2008 befristete) Übergangszeit
wurden deshalb die Lome-Präferenzen mit einigen Verbesserungen im Abkommen von
Cotonou verlängert.8 Während der Laufzeitdieses Abkommens (für welche die EU einen
weiteren GATT-waiver benötigt) sollen zwischen der EU und den betreffenden AKP-
Ländem economic partnership agreements (EPA) ausgehandelt werden, die als regionale
Freihandelsabkommen GATT-konform sind. Diese zukünftigen Nachfolgeregelungen für
die traditionellen Handelspräferenzen unter Lome würden sich dann in den wachsenden
Kreis von regionalen Freihandelsabkommen einordnen, welche die EU mit verschiedenen
Ländergruppen, z. B. auch mit den Anrainerstaaten des Mittelmeers9, abgeschlossen hat
und weiterhin abschließen will.

3 Nutzen und Kosten von Handelspräferenzen für Entwicklungsländer

Die zentrale wirtschaftliche Zielsetzung von Handelspräferenzen für Entwicklungsländer
ist die Förderung eines selbsttragenden Wachstums in den begünstigten Ländern. Han
delspräferenzen sind deshalb ein Instrument, das komplementär, möglicherweise aber
auch alternativ zu anderen Maßnahmen der Entwicklungspolitik eingesetzt werden kann.
Entsprechend dem Motto „trade rather than aid" sind Handelspräferenzen aber in beson
derem Maße darauf ausgerichtet, den Entwicklungsländern die Möglichkeit zu bieten, ihr
wirtschaftliches Wachstum aus eigener Kraft zu stärken. Dieses Konzept hat erhebliche
intuitiv einleuchtende Überzeugungskraft. Immerhin geht es bei Präferenzen auch dämm,
dass „Breschen in die Protektionsmauern" der Industrieländer geschlagen werden, also
Schutzpolitiken unterminiert werden, die wirtschaftlich ohnehin nicht überzeugend sind -
erst recht nicht, wenn sie Entwicklungsländer behindern. Die erleichterte Einbeziehung
der Entwicklungsländer in den Prozess der internationalen Arbeitsteilung ist ein weiteres
in sich intuitiv einleuchtendes Ziel. Dabei erscheint auch potentiell hilfreich, dass die
Entwicklungsländer die vielfältigen dynamischen Effekte nutzen können, die sich aus
dem Export ihrer Produkte an die wettbewerbsintensiven Märkte der Industrieländer er
geben können. Aufgmnd solcher Überlegungen werden auch selten Zweifel daran geäu
ßert, dass Handelspräferenzen ein gutes Instmment sind, um den Entwicklungsprozess zu
fördern.

In einem bemerkenswerten Kontrast zu dieser verbreiteten Überzeugung steht allerdings
die Tatsache, dass es nur wenige empirische Untersuchungen gibt, in denen die tatsächli
chen Wirkungen von Handelspräferenzen für Entwicklungsländer analysiert werden.10

Siehe dazu die von der EU-Kommission vorgelegte Analyse (EUROPEAN COMMISSION, 2001).
Zu den Einzelheiten der Regelungen für Agrarprodukte im Cotonou-Abkommen, siehe Tangermann
(2000).
Zu einer Analyse des Agrarhandels im Rahmen der Abkommen zwischen der EU und den Mittelmeer
staaten, siehe Grethe und Tangermann (1999).
Für einen kurzen Überblick über einige Untersuchungen zu den Auswirkungen von Handelspräferen
zen für Entwicklungsländern siehe Tangermann (2001).
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Insbesondere scheint es an Fallstudien zu fehlen, in denen für einzelne Entwicklungslän
der die konkreten Effekte der ihnen gewährten Präferenzenermittelt werden. Am ehesten
sind noch Studien zu finden, in denen das Ausmaß der Präferenzmargen geschätzt wird,
die sich aus den Zoll-Ermäßigungen ergeben. Für die Handelspräferenzen bei Agrarpro
dukten, welche die EU, die USA und Japan den Entwicklungsländern gewähren, hat z. B.
Yamazaki (1996) diesePräferenzmargen geschätzt. Sie kommt zu demErgebnis, dass im
Jahr 1992 ihr Gesamtwert 1,9 Mrd. US-$ ausmachte. 73 % dieses Betrages entstand aus
Präferenzen, welche die EU gewährt. Von der gesamten Präferenzmarge für Agrarpro
dukte im Rahmen von EU-Präferenzen entstanden 46 % bei Zucker, obwohl Zucker nur
10 % des Wertes der erfassten Agrarexporte in die EU ausmachte.

Der Wert der Präferenzmargen für Agrarprodukte, die afrikanische AKP-Länder (AAKP)
unter den Lome-Regelungen in die EU exportieren, wurde jüngst von Tangermann und
Josling (1999) geschätzt. Im Gefolge dieser Studie wurde von Tangermann (2001) un
tersucht, wie sich diese Präferenzmargen durch die neuen Regelungen im Rahmen des
Cotonou-Abkommens verändert haben. Tabelle 1 gibt einen Teil dieser Ergebnisse wie
der, für alle Agrarprodukte mit Ausnahme der von speziellen Protokollen erfassten Pro
dukte (Zucker, Rindfleisch, Bananen). Aus diesen Ergebnissen wird ersichtlich, dass die
neuen Regelungen des Abkommens von Cotonou für die AAKP zu einer deutlichen Aus
weitung der Präferenzmargen bei Agrarprodukten geführt hat, vor allem weil unter Coto
nou auch Produkte begünstigt sind, die vom Lome-Abkommen noch nicht erfasst wurden.

Nach wie vor sind allerdings die Präferenzmargen besonders hoch bei denjenigen „sensi
tiven" Agrarprodukten, für welche die EU nur einer Teilgmppe der AKP-Staaten einen
vergünstigten Zutritt zu ihren Märkten gewährt. Tabelle 2 stellt die Präferenzmargen der
AAKP für die in diese Gruppe gehörenden Produkte Rindfleisch und Zucker dar, wobei
dort neben den Präferenzen im Rahmen der speziellen Produkt-Protokolle auch die unter
den „normalen" Präferenzregelungen für alle AKP-Länder gültigen Vergünstigungen für
diese Produktgruppen aufgeführt sind. Auch hier wird erkennbar, dass vor allem die Zu
cker-Präferenzen der EU eine große Präferenzmarge enthalten.

Handelspräferenzen können als ein wirtschaftlicher Transfer von den Staatshaushalten der
Industrieländer an die Exporteure aus den Entwicklungsländern interpretiert werden: Die
Industrieländer verzichten auf (einen Teil der) Zolleinnahmen, und die entsprechende
Präferenzmarge fließt den Entwicklungsländern zu. Die Schätzung von Präferenzmargen,
wie sie oben beispielhaft dargestellt wurden, kann einen Hinweis auf den Umfang dieser
Transfers geben. Allerdings darf nicht übersehen werden, dass der tatsächliche Wohl
fahrtsgewinn der begünstigten Entwicklungsländer aus einer Reihe von Gründen erheb
lich geringer sein kann, als es den (mechanisch geschätzten) Präferenzmargen entspricht.
Dazu trägt u. a. die Tatsache bei, dass die Präferenzmarge nicht notwendigerweise wirk
lich in die Entwicklungsländer fließt. Wie weit dies der Fall ist, hängt von den Wettbe
werbsverhältnissen an den entsprechenden Märkten ab, vor allem aber auch davon, ob die
betreffenden Präferenzen im Rahmen von Zollquoten auf gegebene Mengen begrenzt sind
und wie die Lizenzen für diese Zollquoten vergeben werden. Bei bestimmten Konstellati
onen ist es durchaus möglich, dass ein (möglicherweise erheblicher) Teil der Präferenz
marge nicht dem Entwicklungsland, sondern den Importeuren im Industrieland zufließt.11
Es kommt hinzu, dass ein Teil der Präferenzmarge dazu gebraucht wird, die Kosten der
zusätzlichen Produktion abzudecken, aus der die entsprechenden Exporte entstehen.

Zu einer ausführlicheren Diskussion der Bedingungen, von denen die Aufteilung der Präferenzmarge
auf Importland und Exportland abhängt, siehe Grethe und Tangermann (1999) und Tangermann
(2001).
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Tabelle 1: Präferenzmargen für Agrarexporte aus den AAKP in die EU unter den Rege
lungen derAbkommen vonLome undCotonou (ohne „Protokoll"-Produkte)

Produktgruppe Wert der Präferenzmarge

Lome Cotonou

Mio. ECU % des Wertes

des AAKP-

Exportes in
die EU beim

betr. Produkt

Mio: ECU % des

Wertes des

AAKP- Ex

portes in die
EU beim betr.

Produkt

Fisch 156,8 13,3% 156,8 13,3%

Tabak 68,0 14,2% 68,4 14,2%

Frisches Obst & Gemüse 22,7 7,3% 22,8 7,0%

Verarbeitetes Obst & Gemüse 20,5 20,6% 23,3 18,9%

Getreide 0,0 0,5% 0,0 0,5%

Milchprodukte 1,3 28,3% 1,3 28,3%

Summe dieser Produkte 269,3 14,2% 272,6 12,1%

ÜbrigeAgrarprodukte 11,3 7,4% 135,0 6,1%

Alle Agrarprodukte 280,6 13,9% 407,6 10,1%

Quelle: Entnommen aus Tangermann (2001).
Die Berechnungen basieren auf MFN-Zöllen der EU aus dem Jahr 1999 und Handelsdaten des Jahres 1997.

Tabelle 2: Präferenzmargen für AAKP-Exporte von Rindfleisch und Zucker in die EU

Produktgruppe Wert der Präferenzmarge

Mio. ECU % des Wertes des AAKP-

Exportes in die EU beim
betr. Produkt

Rindfleisch - allg. AKP-Präferenzen

Rindfleisch - Protokoll-Präferenzen

Rindfleisch - Präferenzen insgesamt

Zucker - allg. AKP-Präferenzen

Zucker - Protokoll-Präferenzen

Zucker - Präferenzen insgesamt

17,0

87,1

104,1

1,0

256,5

257,6

13,7%

75,2%

43,2%

4,8%

56,7%

55,6%

Summe dieser Präferenzen 361,7 52,7%

Quelle: Entnommen aus Tangermann (2001).
Die Berechnungen basieren auf MFN-Zöllen der EU aus dem Jahr 1999 und Handelsdaten des Jahres 1997.

Auch andere Faktoren können den Wert von Präferenzen mindern und sind deshalb als

„Kosten" von Handelspräferenzen für Entwicklungsländer zu berücksichtigen. Dazu ge
hört zum einen der oft erhebliche administrative Aufwand, der zu leisten ist, um die mit
Handelspräferenzen immer verbundenen Ursprungsland-Regeln umzusetzen. In einzelnen
Fällen hat sich in der Praxis erwiesen, dass dieser Aufwand so hoch ist, dass es sich für
die betroffenen Unternehmen nicht lohnt, im Rahmen von Präferenzregeln zu exportieren,
mit der Folge, dass Präferenzen nicht genutzt und stattdessen zu MFN-Zöllen geliefert
wird. Zum anderen besteht die Möglichkeit, dass die durch Präferenzen verursachten
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Transfers aus den Staatshaushalten der Industrieländer in Konkurrenz zu anderen Leis
tungen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit stehen. Das Motto „trade rather
than aid" kann auch in diesem Sinne interpretiert werden. Wie weit dies eine realistische
Problematik im politischen Prozess innerhalb der Industrieländer ist, lässt sich allerdings
schwer abschätzen. Immerhin darf sie nicht völlig vernachlässigt werden. Für Entwick
lungsländer stellt sich damit die Frage, ob sie im konkreten Einzelfall nicht möglicher
weise besser gestellt wären, wenn sie anstelle eines Transfers im Rahmen einer Handels
präferenz eine entsprechende Summe im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit er
halten und damit andere Möglichkeiten für wirtschaftliches Wachstum nutzen würden.
Die Antwort auf diese Frage hängt nicht zuletzt davon ab, wie lange die jeweils gewährte
Handelspräferenz noch wirtschaftlichen Wert hat, was nicht mehr der Fall ist, wenn der
„normale" Zoll im Zuge einer zukünftigen Handelsliberalisierung auf Null abgesenkt
worden ist.

Besonders problematisch ist dieseFrage in solchen Fällen, in denenein Entwicklungsland
das betreffende Produkt nach einer Handelsliberalisierung voraussichtlich nicht mehr (im
gleichen Maße) exportieren wird und dann die Kosten der Umstellung auf andere Pro
duktionsrichtungen zu tragen hat.12 Unter diesen Umständen wäre ein Verzicht auf die
entsprechende Handelspräferenz zugunsten anderer Formen der Entwicklungszusammen
arbeit u. U. durchaus im Interesse des betreffenden Entwicklungslandes. Die Zuckerpräfe
renzen der EU für bestimmte AKP-Länder sind möglicherweise ein Beispiel für diese
Problematik. Immerhin sind die Volkswirtschaften in einigen der betreffenden AKP-
Länder in starkem Maße auf den Export von Zucker in die EU ausgerichtet. Sollte die EU
eines Tages ihre Zuckerpolitik grundlegend reformieren und damit der Wert der entspre
chenden Präferenzen für diese AKP-Länder drastisch zurückgehen, entstehen dort Anpas
sungsprobleme, die nicht leicht zu bewältigen sein werden. Das gilt insbesondere dort, wo
Zucker nicht so wettbewerbsfähig produziert wird, dass er auch zu „normalen" Welt
marktbedingungen exportiert werden kann.

Zu den Kosten der Handelspräferenzen gehören schließlich auch die möglichen Nachteile,
die den Entwicklungsländern in Verhandlungen über internationale Handelspolitik, z. B.
im Rahmen der WTO, ergeben können. Wenn man davon ausgeht, dass jedes Land in sol
chen Verhandlungen ein bestimmtes „Verhandlungskapital" hat, dann kann dieses Kapital
beispielsweise nur entweder in die Verhandlungen über Präferenzen oder in Verhandlun
gen über eine generelle Handelsliberalisierung investiert werden. Wo der Grenzertrag
dieses Kapitals im Hinblick auf eine langfristig orientierte Steigerung der wirtschaftli
chen Wohlfahrt in den Entwicklungsländern am höchsten ist, muss von Fall zu Fall ent
schieden werden. Immerhin darf aber zumindest nicht ausgeschlossen werden, dass ein
Drängen der Entwicklungsländer auf eine Absicherung oder weitere Verbesserung von
Handelspräferenzen möglicherweise zu Lasten der Fortschritte geht, die sie sonst in
Richtung auf eine generelle Liberalisierung des internationalen Handels (gerade auch bei
Agrarprodukten) bewirken könnten. Dabei ist von besonderer Bedeutung, dass Entwick
lungsländer, die in besonderem Maße von Präferenzen profitieren, sogar eine Neigung
haben können, gegen eine allgemeine Liberalisierung zu votieren. Auch hier sind die Zu-

Im Anhang von Tangermann (2001) werden die Bedingungen für diesen Fall und andere Handelswir
kungen von Präferenzen im Rahmen eines algebraischen Modells analysiert.
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ckerpräferenzen der EU ein beredtes Beispiel, dennes ist unübersehbar, dass eine Libera
lisierungder EU-Zuckerpolitik den Interessen einigerAKP-Länder zuwider läuft.13

4 Optionen für Handelspräferenzen in denWTO-Verhandlungen

Von vielen Seiten ist gefordert und angekündigt worden, dass die nächste Runde der
WTO-Verhandlungen eine „Entwicklungs-Runde" sein, also in besonderem Maße auf die
Interessen der Entwicklungsländer ausgerichtet werden soll. Unter den verschiedenen
handelspolitischen Regelungen, die aus Sicht der Entwicklungsländer wichtig sind,
kommt den Handelspräferenzen potentiell besondere Bedeutung zu. Die Zukunft der Prä
ferenzen wirdalsoeines der wichtigen Themen in den WTO-Verhandlungen sein. Gleich
zeitig ist nichtzu übersehen, dass - gerade auch in Anbetracht der oben genannten „Kos
ten" von Präferenzregelungen - die Zukunft von Handelspräferenzen für Entwicklungs
länder zunehmend skeptisch betrachtet wird: „trade preferences are fading away as partof
multilateral trade liberalisation, but they remain as part of development folklore"
(Robertson 1999, S. 59). In der Tat verlieren Zollpräferenzen immer mehr an Bedeu
tung, wenn die MFN-Zölle im Zuge einer weiteren Liberalisierung gegen Null tendieren.
Im Agrarbereich ist dieser Punkt allerdings noch längst nicht erreicht. Die Zölle auf viele
Agrarprodukte sind in vielen Industrieländern nach wie vor sehr hoch, so dass Präferen
zen für Entwicklungsländer hier große Bedeutung haben können. Solange Präferenzen
aber noch einen Wert haben (und solange die Entwicklungsländerdiesen Wert höher ein
schätzen als die mit den Präferenzenverbundenen „Kosten"), gibt es Grund, in den WTO-
Verhandlungen über sinnvolle Ausgestaltungsoptionen für zukünftige Präferenzregelun
gen zu sprechen.

Unter den verschiedenen Aspekten, die für die Verhandlungen über Präferenzen von Be
deutung sind, ist eine erste wichtige Frage, ob „flache" Präferenzen bei möglichstvielen
Produkten für alle Entwicklungsländer angestrebt werden sollten, oder ob es vorzuziehen
ist, auf möglichst „tiefe" Präferenzen für eine kleinere Zahl von Entwicklungsländern
abzustellen. Angesichts der Tatsache, dass „flache" Präferenzen bei zukünftigen Zollsen
kungen ihren Wert schnell verlieren können, erscheinen „tiefe" Präferenzen als die
zweckmäßigere Option. Wie sich inzwischen im GATT herausgestellt hat, kann die Teil
gruppe der durch „tiefe" Präferenzen begünstigten Entwicklungsländer aber nicht von
jedem Industrieland willkürlich festgelegt werden. Vielmehr müssen alle am wenigsten
entwickelten Länder einbezogen werden. Die EBA-Initiative der EU mit Zollbefreiung
sämtlicher Importe aus allen am wenigsten entwickelten Ländern kann (und sollte) hier
Signalwirkung für alle übrigen Industrieländer haben.

Das heißt aber nicht, dass die GSP-Regelungen in Zukunft ersatzlos gestrichen werden
sollten. Allerdings erscheint es wenig zielführend, den Versuch zu unternehmen, diese
Präferenzen deutlich weiter auszubauen. Was dagegen erwogen werden sollte, ist eine
WTO-Bindung der bestehenden GSP-Regelungen und aller Präferenzen in der Art der
EBA-Initiative. Bisher sind diese Präferenzen von den Industrieländern unilateral gewährt
worden, ohne jegliche Verpflichtung im Rahmen der WTO. Die Präferenzregelungen
können deshalb von den Industrieländern jederzeit modifiziert oder aufgehoben werden,
ohne dass die begünstigten Entwicklungsländer dagegen in der WTO vorgehen können.
Das schafft - auch im Hinblick auf Investitionen in entsprechende Produktionssektoren in
den Entwicklungsländern - eine Unsicherheit, die beseitigt werden sollte. Gleichzeitig

Das machen sich im übrigen auch Interessenvertreter in der EU zunutze, die mit Verweis auf die dann
in den entsprechenden AKP-Ländern entstehenden Probleme gegen eine Reform der EU-
Zuckermarktordnung argumentieren. Zur Bedeutung der AKP-Präferenzen im Zusammenhang mit ei
ner Reform der EU-Zuckerpolitik siehe Wissenschaftlicher Beirat (1994).
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und aus dem gleichen Grund sollte jede Form von Konditionalität der Präferenzen (z.B.
im Hinblick auf die Einhaltung von Arbeitnehmerrechten oder Umweltstandards in den
begünstigten Entwicklungsländern) abgeschafft werden.

Sinnvoll wäre es auch, alle Präferenzzölle (soweitsie nicht ohnehin Null sind) in Relation
zum MFN-Zoll für das jeweilige Produkt zu definieren, also als einen bestimmten Pro
zentsatz des MFN-Zolls oder - besser noch - als die Verminderung des MFN-Zolls um
einen bestimmten absoluten Betrag (in monetären Einheiten bei Stückzöllen oder Pro
zentpunkten beiWertzöllen). Die Erosion der Präferenzmargen durch Senkung derMFN-
Zölle im Rahmen der allgemeinen Liberalisierung wird dadurch in Grenzen gehalten oder
vermieden. Wo Präferenzzölle im Rahmen von Zollquoten auf gegebene Mengen be
schränkt sind, sollte geprüft werden, obeine Ausweitung derHöchstmengen sinnvoll ist.14
Besonders wichtig sind Präferenzzölle dort, wo in den Industrieländern die MFN-Zölle
extrem hoch sind („tariffpeaks") oderwo Zolleskalation (entlang der Verarbeitungskette)
vorliegt. In diesen Fällen erscheinen auch Verbesserungen von Zollpräferenzen im Rah
men von GSP sinnvoll. Bei Agrarprodukten sind insbesondere „tariff peaks", aber auch
Zolleskalation häufig anzutreffen (Meilke et al. 2001).

5 Erosion von Präferenzen: Anlass für Kompensation?

Eine wichtige Frage, über die diskutiert wird, seit es Handelspräferenzen für Entwick
lungsländer gibt, ist die nach der sinnvollen Reaktion auf die Erosion der Präferenzmar
gen, die eintritt, wenn im Zuge der allgemeinen Handelsliberalisierung die MFN-Zölle
gesenkt werden und damit der Unterschied zu den Präferenzzöllen geringer wird. Vertre
ter von Entwicklungsländern neigen bisweilen dazu, nach Kompensation für solche Ero
sionserscheinungen zu verlangen. Vertreter von Industrieländern bringen dafür tenden
ziell wenig Verständnis auf.

Für eine Beurteilung dieser Frage ist zunächst wichtig, zur Kenntnis zu nehmen, dass
nicht jede Senkung von MFN-Zöllen zu einer wirtschaftlich relevanten Minderung von
Präferenzmargen im gleichen Ausmaß führt. Das gilt vor allem dann, wenn der Präferenz
zoll so an den MFN-Zoll gebunden ist, dass er mit ihm sinkt.15 Es gilt auch dann, wenn
der MFN-Zoll „Wasser" (also ein redundantes Element) enthielt. Auch dort, wo trotz Prä
ferenzgewährung kein Handel zustande kam, bleibt eine Reduktion der Präferenzmarge
ohne wirtschaftliche Wirkung. Ebenfalls zu bedenken ist, dass eine allgemeine Handelsli
beralisierung zu einer Ausweitung der Exportmengen aus den durch Präferenzen begüns
tigten Entwicklungsländern führen kann, sowohl bei Exporten zu MFN-Bedingungen als
auch - unter bestimmten Konstellationen16 - bei den Exporten zu Präferenzzöllen. In sol
chen Fällen findet eine „Kompensation" für die Erosion der Präferenzmargen in gewis
sem Maße durch Markteffekte statt.

In allen anderen Fällen bleibt die Frage nach der Kompensation für die Erosion von Prä
ferenzmargen potentiell virulent. Sie kann letztlich nur politisch beantwortet werden. Al
lerdings erscheint eine Kompensation für allgemeine Reduktionsrunden bei MFN-Zöllen

Bei den EU-Zuckerpräferenzen für AKP-Länder wäre eine Anhebung der Quoten dort nicht sinnvoll,
wo das liefernde AKP-Land nicht langfristig wettbewerbsfähig am freien Weltmarkt für Zucker auf
treten kann.

Auch in Fällen, in denen der MFN-Zoll selbst Null ist, kann natürlich die Präferenzmarge nicht erodie
ren. Es gibt eine erstaunlich hohe Zahl von Fällen, in denen „Präferenzzölle" (von Null) in den ent
sprechenden Listen festgesetzt sind, obwohl der MFN-Zoll ebenfalls Null ist. Für den Fall der EU-
AKP-Präferenzen siehe Tangermann (2000).
Siehe dazu im Einzelnen Tangermann (2001).
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aus mehreren Gründen als ein kaum realistisches Verlangen.17 Handelspräferenzen allge
meiner Art können ingewisser Weise als eine vorweggenommene Liberalisierung für eine
spezifische Gruppe von Exporteuren, nämlich die Entwicklungsländer, angesehen wer
den. Aus dieser Sicht musste Kompensation als eine Doppelzählung erscheinen: Zuerst
„zahlten" die Industrieländer durch die Einräumung von Präferenzzöllen, dann zahlen sie
Kompensation für eine Handelsliberalisierung, die sie eigentlich schon früher hätten vor
nehmen sollen. Es kommt hinzu, dass es außerordentlich schwer sein dürfte, festzulegen,
welche Industrieländer in welchem Ausmaß Kompensation zahlen sollten. Etwas leichter,'
aber ebenfalls problematisch ist die Bemessung der Kompensationsansprüche in den ein
zelnen Entwicklungsländern. Auch das geeignete Instrument für Kompensationen istnicht
offensichtlich klar. Zusätzliche Zollsenkungen aufProdukte, bei denen Entwicklungslän
der besonderes Exportinteresse haben, kommen im Zweifelsfall eher in Betracht als mo
netäre Leistungen.

Anders könnte die Beurteilung ausfallen, wo es sich um spezifische Präferenzen für ein
zelne Entwicklungsländer handelt und wo diese Präferenzen herausragende Bedeutung für
diese Länder haben. Wiederum ist der Fall der EU-Zuckerpräferenzen für AKP-Länder
ein besonderes Beispiel dieser Art. Wenn die EU-Zuckerpolitik deutlich reformiert wer
den sollte, mit starker Auswirkung auf die wirtschaftliche Lage der betroffenen AKP-
Länder, dann gibt es guten Gmnd, über Kompensation nachzudenken, beispielsweise in
Gestalt von Anpassungshilfen, die den Übergang zu neuen Produktionsstrukturen außer
halb des Zuckersektors erleichtem könnten. Das gilt insbesondere dann, wenn im Zuge
dieser Reform auch den Zuckerproduzenten in der EU Kompensationen gezahlt werden
(z. B. in Form von Direktzahlungen wie nach der MacSharry-Reform bei pflanzlichen
Produkten).

6 Schlussfolgerungen

Handelspräferenzen sindein wesentliches Element derwirtschaftlichen Beziehungen zwi
schen den Industrie- und den Entwicklungsländern. Das GATT hat sich lange Zeit schwer
getan, diese Präferenzen auf geeignete Weise in sein dem Prinzip der Nicht
Diskriminierung und Meistbegünstigung verpflichtetes Regelwerk einzuordnen. Noch
heute stehen wichtige Präferenzregelungen (z. B. die der EU für die AKP-Länder) außer
halb des rechtlichen Rahmens der GATT-Bestimmungen und können nur aufgrund von
Ausnahmegenehmigungen aufrecht erhalten werden. Für allgemeine Präferenzen zuguns
ten der Gesamtheit aller Entwicklungsländer, aber auch für besonders weitreichende Prä
ferenzen für alle am wenigsten entwickelten Länder existiert inzwischen aber eine tragfä
hige rechtliche Grundlage im GATT. Alle spezifischen Präferenzsysteme, die diesen
Rahmen sprengen, müssen in den nächsten Jahren in neue Strukturen überführt werden.

Insgesamt aber verlieren Handelspräferenzen für Entwicklungsländer allmählich an Be
deutung, vor allem wegen der voranschreitenden allgemeinen Liberalisierung des Welt
handels. Bei Agrarprodukten haben Präferenzen allerdings nach wie vor erhebliches wirt
schaftliches Gewicht, denn die Zölle sind in diesem Bereich teilweise noch sehr hoch.
Allerdings gilt auch bei Agrarprodukten, dass Präferenzen sogar für die begünstigten
Entwicklungsländer nicht nur Vorteile, sondern auch Kosten mit sich bringen. Besonders
problematisch sind Präferenzen dort, wo sie die Produktionsstruktur von Entwicklungs
ländern in eine Richtung gedrängt haben, die bei der längerfristig auch im Agrarhandel zu
erwartenden Liberalisierung nicht wirtschaftlich tragfahig ist. Die Zuckerpräferenzen der
EU für einige AKP-Länder sind ein Beispiel dieser Art.

Für eine ausführlichere Diskussion des Für und Wider von Kompensation für die Erosion von Präfe
renzmargen siehe Tangermann (2001).
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In der WTO sollten für die Zukunft der Präferenzen eine Reihe von Optionen erwogen
werden. Beispielgebend für eine mögliche zukünftige allgemeine Regelung in der WTO
ist die von der EU unter der Bezeichnung „Everything but Arms" beschlossene Zollbe
freiung aller Importe aus den am wenigsten entwickelten Ländern. Für die EU-
Agrarpolitik könnte sich aus dieser Initiative weiterer Reformdruck ergeben, insbesondere
bei Zucker. Sinnvoll wäre auch eine rechtliche Bindung aller Handelspräferenzen im
Rahmen der WTO. Es sollte geprüft werden, ob Präferenzzölle im Rahmen von GSP bei
Agrarprodukten nicht formelgebunden aus den MFN-Zöllen abgeleitet werden können,
und zwar so, dass die Präferenzmargen umso höher sind, je höher der MFN-Zoll auf das
entsprechende Produkt ist. Auch das würde einen heilsamen Druck inRichtung aufweite
re Reduktionen der MFN-Zölle für Agrarprodukte ausüben.

Die von Vertretern der Entwicklungsländer bisweilen geforderte Kompensation für die
Erosion von Präferenzmargen bei allgemeinen Zollsenkungen hat aus mehreren guten
Gründen in der WTO wenig Chancen. Anders zu beurteilen sind Kompensationen, wenn
Industrieländer unilateral die Politik bei Agrarprodukten liberalisieren, für die Entwick
lungsländern Präferenzen mit hohem wirtschaftlichen Wert gewährt worden waren. Die
EU-Zuckerpräferenzen für AKP-Länder sind ein Fall dieser Art. Allerdings sind Ver
handlungen über Kompensation in solchen Fällen kein Fall für die WTO, sondern eine
Frage der bilateralen wirtschaftlichen Beziehungen.
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